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Der Oberbürgermeister 

 

 

Postanschrift: Stadt Braunschweig, Postfach 3309, 38023 Braunschweig 

 

An Herrn  
Rechtsreferendar Höftmann 
 
- im Hause -    

 
 
 

 
 (Bitte bei Antwort angeben) 
Tag und Zeichen Ihres Schreibens Mein Zeichen Tag 

  30.03-Wu/611/24 14.01.2025    

Lieber Herr Rechtsreferendar Höftmann, 

anliegend erhalten Sie meinen Vorgang betreffend die Entziehung der Fahrerlaubnis des 
Herrn Ole Svensson zur Bearbeitung, dem Sie bitte auch die Einzelheiten des Sachverhalts 
entnehmen. Die Angelegenheit war eigentlich bereits erledigt, denn Herr Svensson hat seinen 
Führerschein hier ordnungsgemäß abgegeben und das Gericht hat das Klageverfahren kurz 
vor Weihnachten eingestellt, da Herr Svensson die Klage zurückgenommen hatte. Nun hat er 
es sich anscheinend anders überlegt und will das Klageverfahren gegen die Entziehung seiner 
Fahrerlaubnis fortführen. Für den Fall, dass das Gericht das Verfahren nicht fortführen sollte, 
hat er bereits eine neue Klage angekündigt. Außerdem hat er einen Antrag auf Gewährung 
vorläufigen Rechtsschutzes gestellt.  

Wir sind mit richterlichen Verfügungen vom 06.01.2025 aufgefordert worden, im Verfahren des 
vorläufigen Rechtsschutzes (gerichtliches Az. 6 B 6/25) bis zum 20.01.2025 auf die Antrags-
schrift zu erwidern und im eigentlich bereits abgeschlossenen Klageverfahren (gerichtliches 
Az. 6 A 359/24) bis zum 06.02.2025 zu dem Fortsetzungsantrag und zur Klagebegründung (im 
Schriftsatz vom 03.01.2025 und in der Klageschrift vom 30.11.2024) Stellung zu nehmen. Den 
Verwaltungsvorgang der Führerscheinstelle und das Empfangsbekenntnis habe ich bereits an 
das Verwaltungsgericht übersenden lassen. 

Ich bitte Sie, die erforderlichen Schriftsätze an das Gericht zu verfassen. Eventuell erforderli-
che weitere Schriftsätze sind ebenfalls zu entwerfen. Alle Schriftsätze signiere ich. Bitte ver-
wenden Sie die verwaltungsübliche Verfügungstechnik. Ein Rechtsgutachten benötige ich 
zwar nicht. Ich erwarte jedoch eine Auseinandersetzung mit allen Punkten, die Sie auch in 
einem Gutachten darstellen würden. Legen Sie daher alle Rechtsfragen, die nicht in einem 
Schriftsatz zu erwähnen sind, in einem ergänzenden Vermerk über die Rechtslage, ggf. auch 
hilfsweise, dar. Bitte setzen Sie sich hierbei auch kritisch mit der Ansicht von Herrn Böll aus-
einander, die er in seiner gestrigen Mail zum Ausdruck gebracht hat.  

Bitte nehmen Sie in jedem Fall und auch dann, wenn Sie zu dem Ergebnis gelangen sollten, 
dass das Klageverfahren fortzuführen ist, zu der meines Erachtens sehr interessanten Frage 
Stellung, ob eine erneute Klage hier möglich wäre. Ich könnte mir vorstellen, dass Herr Svens-
son sein Klagerecht durch die Rücknahme der Klage bereits verwirkt oder aber mit der Klage-
rücknahme zugleich einen Klageverzicht erklärt haben könnte. 

Mit Dank und freundlichen Grüßen 

Wunderwald
Wunderwald, Justiziarin 

Referat Recht  
Bohlweg 30, 38100 Braunschweig 

Name: Frau Wunderwald 

Zimmer: 048 

Telefon: (0531) 470-34083 
 Bürgertelefon/Vermittlung: 0531 470-1 
 oder Behördennummer 115 

Fax: (0531) 470-34080  

E-Mail: k.wunderwald@braunschweig.de 
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Abs.: 

Ole Svensson  

Hans-Sommer-Straße 166 

38106 Braunschweig 

 

 

An das 

Verwaltungsgericht Braunschweig 

Wilhelmstr. 55 

38100 Braunschweig 

 

Braunschweig, 30.11.2024 

Klage 

 

Hohes Gericht, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

hiermit möchte ich gegen die Entziehung meiner Fahrerlaubnis fristwahrend 

Klage erheben.  

Eine ausführliche Begründung wird von meiner Schwester Nele Svensson nach-

gereicht werden. Da meine Schwester derzeit ihr Rechtsreferendariat in München 

absolviert und sie erst über Weihnachten nach Hause kommen wird, bitte ich Sie, 

mir eine ausreichend lange Frist zur Begründung der Klage bis Anfang/Mitte Ja-

nuar 2025 zu gewähren.  

Ich möchte aber schon jetzt darauf hinweisen, dass mir Frau Förster damals die 

Frist zum Nachweis des Aufbauseminars verlängert hatte. 

Eine Kopie des Briefs der Stadt Braunschweig vom 20.11.2024 füge ich bei. 

Mit freundlichen Grüßen 

Ole Svensson  
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Der Oberbürgermeister 

 

 

Postanschrift: Stadt Braunschweig, Postfach 3309, 38023 Braunschweig 

 

Mit Zustellungsurkunde 
An 
Herrn Ole Svensson 
Hans-Sommer-Straße 166 
38106 Braunschweig 

 
 
 

 
 (Bitte bei Antwort angeben) 
Tag und Zeichen Ihres Schreibens Mein Zeichen Tag 

  32.03 FS 22.4062.1 20.11.2024    

Entziehung der Fahrerlaubnis 

 

Sehr geehrter Herr Svensson, 

zum Führen von Kraftfahrzeugen sind Sie derzeit nicht geeignet. 

1. Ich entziehe Ihnen deshalb nach § 3 Abs. 1 in Verbindung mit § 2a Abs. 3 des Stra-

ßenverkehrsgesetzes (StVG) vom 05.03.2003 – Bundesgesetzblatt Teil I (BGBl. I) 

S. 310, 919 – in der jeweils gültigen Fassung die Fahrerlaubnis. 

 

2. Widerspruch und Klage gegen diesen Bescheid haben gemäß § 2a Abs. 6 StVG keine 

aufschiebende Wirkung. Dies hat zur Folge, dass Ihre Fahrerlaubnis mit Zustellung 

dieses Bescheides erloschen ist. Sie sind daher nicht mehr berechtigt, Kraftfahrzeuge 

im öffentlichen Straßenverkehr zu führen.  

 

3. Ich fordere Sie auf, Ihren Führerschein binnen 5 Tagen nach Zustellung dieses Be-

scheides hier abzugeben oder an mich zu übersenden. Dies gilt auch für den Fall, dass 

Sie gegen diesen Bescheid einen Rechtsbehelf einlegen. 

 

Begründung: 

Sie sind Inhaber einer Fahrerlaubnis auf Probe.  

Gemäß § 2a Abs. 3 StVG ist die Fahrerlaubnis zu entziehen, wenn der Inhaber einer Fahrer-

laubnis auf Probe der vollziehbaren Anordnung zur Teilnahme an einem Aufbauseminar inner-

halb der festgesetzten Frist nicht nachgekommen ist. Das ist bei Ihnen der Fall. 

Mit Bescheid vom 2. August 2024, Ihnen zugestellt am 3. August 2024, hatte ich Ihre Teil-

nahme am Aufbauseminar angeordnet und Ihnen hierfür eine Frist von drei Monaten gesetzt. 

Diese Frist ist abgelaufen. Auf mein Anhörungsschreiben vom 5. November 2024 haben Sie 

nicht reagiert. Eine Bescheinigung über die Teilnahme liegt nicht vor. Damit bin ich – ohne 

einen Ermessensspielraum zu haben – verpflichtet, Ihnen die Fahrerlaubnis zu entziehen. Mit 

Bürgerservice, Öffentliche Sicherheit 
- Straßenverkehrsabteilung - 
Porschestraße 5, 38112 Braunschweig 

Name: Herr Böll 

Zimmer: 17 

Telefon: (0531) 470-74789 
 Bürgertelefon/Vermittlung: 0531 470-1 
 oder Behördennummer 115 

Fax: (0531) 470-7460 

E-Mail: k.boell@braunschweig.de 
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der Entziehung erlischt die Fahrerlaubnis nach § 3 Abs. 2 Satz 1 StVG; Widerspruch und Klage 

gegen diesen Bescheid haben gemäß § 2a Abs. 6 StVG keine aufschiebende Wirkung. 

Sie haben den Führerschein hier binnen der genannten Frist abzuliefern (§ 3 Abs. 2 

Satz 3 StVG, § 47 Abs. 1 Satz 2 der Fahrerlaubnis-Verordnung [FeV] analog). Auch insofern 

haben Rechtsbehelfe keine aufschiebende Wirkung. 

Rechtsbehelfsbelehrung:  

Gegen diesen Bescheid können Sie innerhalb von vier Wochen nach Zustellung dieses Be-

scheides Klage vor dem Verwaltungsgericht Braunschweig, Wilhelmstraße 55 in 38100 Braun-

schweig, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten erheben.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag  

Böll 

Böll   
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Verwaltungsgericht Braunschweig 
Postfach 4727, 38037 Braunschweig 
Aktenzeichen: 6 A 359/24 

 

Verwaltungsgericht 

Braunschweig 

6. Kammer 
Die Vorsitzende 

  

An 

Herrn Ole Svensson 

Hans-Sommer-Straße 166 

38106 Braunschweig 

 

Aktenzeichen (Bitte stets angeben) 

6 A 359/24 

Ihr Zeichen Durchwahl Datum  
0531 488-3020 02.12.2024 

Sehr geehrter Herr Svensson, 

in der Verwaltungsrechtssache  

Svensson ./. Stadt Braunschweig 

Streitgegenstand: Fahrerlaubnisrecht 

ist Ihre Klageschrift vom 30. November 2024 betreffend das Recht der Fahrerlaubnisse hier 

am 02. Dezember 2024 eingegangen. Das Verfahren hat das oben angegebene Aktenzeichen 

erhalten. 

Sie werden gebeten, das oben genannte Aktenzeichen bei allen Eingaben anzugeben. 

Falls Bedenken gegen die Übertragung auf d. Einzelrichter/in bestehen, bitte ich um Mitteilung. 

Der Streitwert für das Klageverfahren ist vorläufig auf 5.000,00 Euro festgesetzt worden. Die 

nach diesem Wert zu berechnende Gerichtsgebühr wird gesondert angefordert. 

Mit freundlichen Grüßen 
Strauß 
 
Beglaubigt 
 
Dieckmann 
Justizangestellter 

 

Hinweis des LJPA: Dieses Schreiben ist der Stadt Braunschweig am selben Tag zusammen 

mit der Klageschrift zur Kenntnisnahme übersandt worden. Von einem Abdruck des an die 

Stadt Braunschweig gerichteten Anschreibens des Verwaltungsgerichts Braunschweig vom 

02.12.2024 und sonstiger gerichtlicher (Begleit-)Schreiben wird abgesehen. Es ist davon aus-

zugehen, dass diese keine Relevanz für die Bearbeitung haben. 
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Abs.: 

Ole Svensson  

Hans-Sommer-Straße 166 

38106 Braunschweig 

 

 

An das 

Verwaltungsgericht Braunschweig 

Wilhelmstr. 55 

38100 Braunschweig 

 

Braunschweig, 19.12.2024 

6 A 359/24 

 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende Strauß, 

sehr geehrter Herr Dieckmann, 

mit Erschrecken habe ich festgestellt, dass ein Gerichtsverfahren am Verwal-

tungsgericht meine finanziellen Möglichkeiten bei Weitem übersteigt. Wenn ich, 

wie ich dies Ihrer Mitteilung vom 02.12.2024 entnehmen muss, für die Klage 

5.000,- Euro zahlen soll, muss ich mich leider – ohne dies wirklich zu wollen – 

vorerst dazu entschließen, das Verfahren an Ihrem Gericht nicht fortzusetzen. 

Mit freundlichen Grüßen 

 O. Svensson 
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Verwaltungsgericht Braunschweig 

Beschluss 

6 A 359/24 

 

In der Verwaltungsrechtssache 

Herr Ole Svensson,  

Hans-Sommer-Straße 166, 38106 Braunschweig  

– Kläger – 

gegen 

Stadt Braunschweig - Rechtsreferat - 

vertreten durch den Oberbürgermeister,  

Bohlweg 30, 38100 Braunschweig 

– Beklagte – 

wegen Entziehung der Fahrerlaubnis  

hat das Verwaltungsgericht Braunschweig - 6. Kammer - am 23. Dezember 2024 durch den 

Berichterstatter beschlossen: 

Das Verfahren wird eingestellt. 

Die Kosten des Verfahrens trägt der Kläger. 

Der Wert des Streitgegenstandes wird auf 5.000,00 Euro festgesetzt. 

Gründe 

Nachdem der Kläger mit dem am 21. Dezember 2024 bei Gericht eingegangen Schreiben vom 

19. Dezember 2024 die Klage zurückgenommen hat, ist das Verfahren nach § 92 Abs. 3 
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Satz 1 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) mit der Kostenfolge aus § 155 Abs. 2 VwGO ein-

zustellen. 

Die Streitwertfestsetzung beruht auf § 52 Abs. 1 Gerichtskostengesetz (GKG) und orientiert 

sich an der lfd. Nr. 46.3 des Streitwertkatalogs für die Verwaltungsgerichtsbarkeit 2013 in der 

Fassung der am 31. Mai 2012, 1. Juni 2012 und 18. Juli 2013 beschlossenen Änderungen 

(Streitwertkatalog 2013, NVwZ-Beil. 2013, 57 ff.) i. V. m. § 52 Abs. 2 GKG. Der Streitwert in 

Fahrerlaubnisverfahren bemisst sich nach ständiger Rechtsprechung der Kammer und des 

Niedersächsischen Oberverwaltungsgerichts nach dem höchsten Einzelwert der betroffenen 

Fahrerlaubnisklassen, der sich aus dem Streitwertkatalog ergibt (hier 5.000,00 Euro bzgl. 

Klasse B). 

Rechtsmittelbelehrung: 

Gegen die Streitwertfestsetzung ist die Beschwerde statthaft, wenn der Wert des Beschwer-

degegenstandes 200,00 Euro übersteigt. [...] 

Hinweis des LJPA: Vom Abdruck der weiteren ordnungsgemäßen Rechtsmittelbelehrung be-

treffend die Streitwertfestsetzung wird abgesehen. 

Im Übrigen ist dieser Beschluss unanfechtbar (§§ 92 Abs. 3 Satz 2, 158 Abs. 2 VwGO). 

Benger 

- qualifiziert elektronisch signiert - 

Vermerk gemäß § 298 Abs. 3 ZPO 

Die bezüglich des vorstehend abgebildeten Originaldokuments durchgeführte Signaturprüfung hat Folgendes er-

geben: 

Inhaber(in) der  

Signatur 

Ergebnis der  

Integritätsprüfung  

Zeitpunkt der  

Signatur 

Zeitpunkt der  

Signaturprüfung 

Benger, Harry Die Signaturprüfung wurde erfolgreich 

abgeschlossen. Die Signatur ist gültig 

und gehört zu einem vertrauenswürdi-

gen Zertifikat. Das Signaturzertifikat ist 

lt. Online-Abfrage beim Trustcenter 

nicht gesperrt. 

2024 Dec 23 10:06:34 2024 Dec 23 13:25:49 
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Dipl.-Jur. Nele Svensson, LL.M. 

Viktoriastraße 6 

80803 München 

__________________________________________________________________________________ 

 

Verwaltungsgericht Braunschweig 

Postfach 4727 

38037 Braunschweig 

        

München, 3. Januar 2025 

Antrag auf Forstsetzung des Verfahrens 6 A 359/24 

und 

Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO (neu) 

 

des Herrn Ole Svensson, Hans-Sommer-Straße 166, 38106 Braunschweig, 

- Klägers und Antragstellers -, 

gegen 

die Stadt Braunschweig, vertreten durch den Oberbürgermeister, Porschestraße 5, 38112 

Braunschweig 

- Beklagte und Antragsgegnerin - 

wegen: Entziehung der Fahrerlaubnis 

Hiermit zeige ich an, dass ich den Kläger und Antragsteller sowohl in dem bereits anhängigen 

Klageverfahren 6 A 359/24 als auch in diesem neuen Verfahren des vorläufigen Rechtsschut-

zes vertrete. Der Kläger und Antragsteller ist mein Bruder. Eine auf mich lautende Vollmachts-

urkunde ist als Anlage beigefügt. 

Hinweis des LJPA: Vom Abdruck der ordnungsgemäßen Vollmacht wird abgesehen. 

Namens und in Vollmacht des Klägers und Antragstellers wird beantragt, 

1. das Verfahren 6 A 359/24 fortzusetzen und  

2. den Bescheid der Beklagten vom 20.11.2024 zum behördlichen Az. 32.03 FS 

22.4062.1 (im Verfahren 6 A 359/24) aufzuheben,  

3. die aufschiebende Wirkung der Klage 6 A 359/24 gegen den Bescheid vom 

20.11.2024 hinsichtlich der in Ziffer 1 verfügten Entziehung der Fahrerlaubnis des 

Klägers und hinsichtlich der in Ziffer 3 verfügten Anordnung zur Abgabe des Füh-

rerscheins anzuordnen und 

4. den vom Antragsteller bereits abgegebenen Führerschein vorläufig bis zur abschlie-

ßenden Entscheidung über die Klage 6 A 359/24 herauszugeben. 
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Begründung: 

I. 

Der am 25.07.2004 geborene Kläger absolvierte am 26.07.2022 erfolgreich seine Fahrprüfung 

und hat sich seitdem nichts zu Schulden kommen lassen.  

Zwar warf ihm im Mai 2024 die Stadt Wolfsburg eine Verkehrsordnungswidrigkeit vor, die er 

am 02.05.2024 begangen haben soll. An diesem Tag soll er mit seinem VW Polo GTI mit dem 

amtlichen Kennzeichen BS-OS 257 auf der Braunschweiger Straße in Wolfsburg zu schnell ge-

fahren sein. Hieran kann sich der Kläger allerdings nicht erinnern. Er sah aber auch keine Ver-

anlassung, dem Schreiben der Stadt Wolfsburg entgegenzutreten. Nach seinen Angaben fährt 

auf dem fraglichen Straßenabschnitt niemand, den er kenne, 50 km/h. Schließlich handelt es 

sich um eine in beiden Richtungen 2-spurige Ausfahrtsstraße, die nach ihrem optischen Er-

scheinungsbild aufgrund der Abgrenzung der Fahrtrichtungen durch einen Grünstreifen bzw. 

Leitplanken eher einer Landstraße ähnelt, deren Höchstgeschwindigkeit zudem im weiteren 

Verlauf auf 70 km/h erhöht wird und die direkt in die Bundsautobahn (BAB) 39 mündet. Des-

wegen überwies der Kläger schlicht den geforderten Betrag von ca. 85,00 Euro an die Stadt 

Wolfsburg, der sich nach seiner Erinnerung aus dem Regelsatz zzgl. einer Bearbeitungsgebühr 

in Höhe von etwa 20,00 bis 25,00 Euro zusammensetzte.   

Mit Bescheid vom 02.08.2024, dem Kläger am 03.08.2024 zugestellt, ordnete die Beklagte ge-

rade wegen dieser Geschwindigkeitsüberschreitung die Teilnahme des Klägers an einem Auf-

bauseminar innerhalb von drei Monaten nach Zustellung des Bescheides an. 

Beweis: Bescheid vom 02.08.2024 (K1) 

Daraufhin setzte sich der Kläger in den folgenden Tagen mit den in der näheren Umgebung 

seiner Wohnung ansässigen Fahrschulen in Verbindung, die diese Seminare allerdings nur sel-

ten anbieten. Da der Kläger sich zudem vom 12.08.2024 bis zum 20.10.2024 in Spanien auf-

halten würde, meldete er sich für ein Seminar bei der Fahrschule Brasch am Hagenring 39 in 

38106 Braunschweig an, das vom 30.10.2024 bis zum 20.11.2024 andauern sollte.  

Sodann rief er die zuständige Sachbearbeiterin der Beklagten, Frau Förster, am 07.08.2024 an. 

Er schilderte ihr, dass er die Frist nicht einhalten könne, und legte die Gründe hierfür dar:  

Es ist so, dass die betreuungsbedürftige, alleinstehende und kinderlose Tante mütterlicher-

seits des Klägers in Spanien lebt und auf die Betreuung durch die Großfamilie angewiesen ist. 

Die Mitglieder der Großfamilie, darunter neben dem Kläger insbesondere dessen Eltern, die 

weitere Schwester seiner Tante und auch die Unterzeichnerin, reisen alternierend für jeweils 

einen mehrwöchigen Zeitraum nach Spanien, um sich um die Tante zu kümmern. Der Kläger 

hatte daher bereits im Juni 2024 mit seinem Arbeitgeber vereinbart, dass er in der Zeit vom 

12.08.2024 bis 20.10.2024 unbezahlten Sonderurlaub erhalten würde.  

Beweis: Vernehmung der Unterzeichnerin als Zeugin; weitere Beweisangebote bleiben 

vorbehalten. 

Frau Förster sagte dem Kläger noch im Telefonat zu, dass es daher genüge, wenn er der Ver-

pflichtung bis zum 22.11.2024 nachkomme. Wie telefonisch vereinbart, bestätigte sie dies am 

gleichen Tag auch per E-Mail an die vom Kläger im Telefonat mitgeteilte E-Mail-Adresse. Der 

Kläger sah daher keinen Anlass, etwas gegen den Bescheid vom 02.08.2024 zu unternehmen. 
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Beweis:  Ausdruck der E-Mail vom 07.08.2024 (K2) 

Nach seiner Rückkehr absolvierte der Kläger das Aufbauseminar vom 30.10.2024 bis zum 

20.11.2024 bei der Fahrschule Brasch.  

Mit Schreiben vom 05.11.2024, das dem Kläger am 06.11.2024 zuging, wies die Beklagte auf 

den fehlenden Nachweis für das Aufbauseminar hin und gab ihm Gelegenheit, sich bis zum 

19.11.2024 zu einer beabsichtigten Entziehung der Fahrerlaubnis zu äußern. Da Frau Förster 

dem Kläger jedoch die Frist bis zum 22.11.2024 verlängert hatte und das Aufbauseminar bis 

dahin absolviert sein würde, sah der Kläger keinen Grund, hierauf zu reagieren. Wenn die Frist 

nicht verlängert worden wäre, hätte er die Angelegenheit natürlich anders organisiert. So ver-

traute er jedoch auf die ihm verlängerte Frist.  

Die Bescheinigung über die Teilnahme am Aufbauseminar warf der Kläger noch am Abend des 

20.11.2024 unter Hinweis auf die Dringlichkeit persönlich unmittelbar nach deren Aushändi-

gung im Anschluss an den letzten Seminartermin in den Briefkasten der Straßenverkehrsab-

teilung der Beklagten in der Porschestraße 5 ein. Damit war die Sache für ihn erledigt. 

Beweis: Parteivernehmung des Klägers 

Tatsächlich hatte die Behörde im Laufe desselben Tages aber bereits den streitbefangenen 

Bescheid erlassen, der dem Kläger am 21.11.2024 zugestellt wurde. Mit diesem Bescheid ent-

zog sie ihm die Fahrerlaubnis und forderte ihn unter Androhung von Zwangsmitteln zur Ab-

gabe des Führerscheins auf. 

Beweis:  Bescheid vom 20.11.2024 (mit der Klageschrift vom 30.11.2024 übersandt) 

Dieser Aufforderung ist der Kläger am 26.11.2024 fristgerecht nachgekommen. 

Mit Schreiben vom 30.11.2024 hat der Kläger schließlich die vorliegende Klage erhoben und 

mit weiterem Schreiben vom 19.12.2024 mitgeteilt, dass er sich vorerst dazu entschließen 

müsse, das Verfahren nicht fortzusetzen, wenn er für die Klage 5.000,00 Euro zahlen solle. 

Dieses Schreiben hat das Gericht als Klagerücknahme gewertet und das Verfahren mit Be-

schluss vom 23.12.2024 eingestellt. 

II. 

1. Das Klageverfahren ist fortzusetzen. Das Gericht hätte das Verfahren nicht einstellen dür-

fen, denn der Kläger hat die Klage nicht nach § 92 Abs. 1 VwGO zurückgenommen. Dem Schrei-

ben lässt sich eine solche Erklärung nicht entnehmen. Sie ist zumindest nicht eindeutig und 

damit unwirksam. Selbst wenn man in dem Schreiben eine Rücknahmeerklärung erblicken 

wollte, wäre diese allein durch das Schreiben des Gerichts verursacht. Denn der Kläger nahm 

aufgrund der Verfügung vom 02.12.2024 irrig an, dass er für die Bearbeitung seiner Klage Ge-

richtskosten in Höhe von 5.000,00 Euro zahlen müsse. Daher wird rein vorsorglich die Anfech-

tung der vermeintlichen Klagerücknahme erklärt. 

Sollte das Gericht unserer Auffassung wider Erwarten nicht folgen und das Verfahren 

6 A 359/24 nicht fortsetzen, wird um einen entsprechenden gerichtlichen Hinweis gebeten. In 

diesem Fall wird der Kläger eine neue Klage mit dem Antrag auf Aufhebung des Bescheides 

erheben. 
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2. Der angefochtene Bescheid ist aufzuheben, da er rechtswidrig ist und den Kläger in seinen 

Rechten verletzt.  

Es fehlt bereits am Vorliegen der Tatbestandsvoraussetzungen für eine Entziehung der Fahr-

erlaubnis nach § 2a Abs. 3 StVG. 

Der Kläger hat das mit Bescheid vom 02.08.2024 angeordnete Aufbauseminar entgegen der 

Auffassung der Beklagten sehr wohl innerhalb der ihm gesetzten Frist absolviert und der Be-

klagten noch am gleichen Tag die entsprechende Bescheinigung vorgelegt. Zwar ist der Be-

klagten darin zuzustimmen, dass sie ihm ursprünglich eine Frist von 3 Monaten gesetzt hat. 

Die Einhaltung dieser Frist wäre dem Kläger bereits unter normalen Umständen nicht zumut-

bar gewesen, da in den Fahrschulen in seiner Nähe nur selten Aufbauseminare angeboten 

werden. Jedenfalls hat die Beklagte dem Kläger die Frist aufgrund der dargestellten privaten 

Umstände bis zum 22.11.2024 verlängert. Hierauf hat der Kläger auch vertrauen dürfen. Diese 

Frist hat er auch gewahrt. 

Im Übrigen ist bereits die Anordnung des Aufbauseminars rechtswidrig gewesen, weil die Pro-

bezeit des Klägers im Zeitpunkt der Verwaltungsentscheidung beendet war. Außerdem hatte 

der Kläger den zugrundeliegenden Verkehrsverstoß am 02.05.2024 nicht begangen. Jedenfalls 

kann er sich hieran nicht erinnern. Selbst wenn dies der Fall sein sollte, erreicht die behauptete 

Geschwindigkeitsüberschreitung nicht die Schwere, welche für eine derart gravierende Maß-

nahme wie die Anordnung eines Aufbauseminars erforderlich ist.  

Aufgrund der Rechtswidrigkeit der Fahrerlaubnisentziehung kann schließlich auch die Anord-

nung zur Abgabe des Führerscheins keinen Bestand haben. 

3. Der zulässige Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Klage gegen die Ent-

ziehung der Fahrerlaubnis und die Anordnung zur Abgabe des Führerscheins ist aufgrund der 

aufgezeigten Erfolgsaussichten der Klage ebenfalls begründet. 

4. In der Folge ist auch dem Antrag auf Herausgabe des Führerscheins zu entsprechen. Der 

Kläger macht insoweit im Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes nach § 80 Abs. 5 VwGO 

einen Anspruch auf Vollzugsfolgenbeseitigung geltend, da er ohne den Führerschein auch bei 

gerichtlicher Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Klage gegen die Entziehung von sei-

ner Fahrerlaubnis keinen Gebrauch machen könnte.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

Nele Svensson 
Dipl.-Jur. Nele Svensson, LL.M. 
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Der Oberbürgermeister 

 

 

Postanschrift: Stadt Braunschweig, Postfach 3309, 38023 Braunschweig 

 

Mit Zustellungsurkunde 
An 
Herrn Ole Svensson 
Hans-Sommer-Straße 166 
38106 Braunschweig 

 
 
 

 
 (Bitte bei Antwort angeben) 
Tag und Zeichen Ihres Schreibens Mein Zeichen Tag 

  32.03 FS 22.4062.1 02.08.2024    

Anordnung eines Aufbauseminars für verkehrsauffällige Fahranfänger 

Sehr geehrter Herr Svensson, 

1. gemäß § 2a Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 des Straßenverkehrsgesetzes (StVG) ordne ich an, 

dass Sie innerhalb von drei Monaten nach Zustellung dieses Schreibens an einem Auf-

bauseminar für verkehrsauffällige Fahranfänger teilzunehmen und die hierüber erteilte 

Teilnahmebescheinigung innerhalb dieser Frist hier vorzulegen haben.  

2. Sollten Sie mir die Teilnahmebescheinigung nicht innerhalb der o. g. Frist vorlegen, 

muss ich Ihnen gemäß § 2a Abs. 3 StVG die Fahrerlaubnis entziehen.  

3. Durch die Anordnung der Teilnahme am Aufbauseminar verlängert sich gemäß § 2a 

Abs. 2a StVG Ihre Probezeit um zwei Jahre. Sie endet nunmehr am 26.07.2026.  

Begründung:  

Am 26.07.2022 wurde Ihnen eine Fahrerlaubnis auf Probe erteilt (Ende der Probezeit: 

26.07.2024). Nach Mitteilung des Fahreignungsregisters des Kraftfahrt-Bundesamtes haben 

Sie innerhalb der Probezeit folgende Zuwiderhandlung begangen: 

Tattag  Bußgeldstelle / Gericht  
Aktenzeichen  
Entscheidung / Rechtskraft  

Grund  

02.05.2024  Stadt Wolfsburg 
01-2/74512616  
13.05.2024 / 27.05.2024  

Sie überschritten die zulässige Höchstge-
schwindigkeit innerhalb geschlossener Ort-
schaften um 23 (von 21 - 25) km/h. Zulässige 
Geschwindigkeit: 50 km/h. Festgestellte Ge-
schwindigkeit (nach Toleranzabzug): 
73 km/h.  

[...] 

Hinweis des LJPA: Vom Abdruck der vollständigen Begründung wird zu Prüfungszwecken 

abgesehen. 

Bürgerservice, Öffentliche Sicherheit 
- Straßenverkehrsabteilung - 
Porschestraße 5, 38112 Braunschweig 

Name: Frau Förster 

Zimmer: 12 

Telefon: (0531) 470-74784 
 Bürgertelefon/Vermittlung: 0531 470-1 
 oder Behördennummer 115 

Fax: (0531) 470-7460 

E-Mail: a.foerster@braunschweig.de 

K1 
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Diese Zuwiderhandlung ist der Anlage 12 zur Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV) zugeordnet 

und wird als schwerwiegender Verstoß bewertet. Die Fahrerlaubnisbehörde ist an die rechts-

kräftige Entscheidung über die Straftat oder Ordnungswidrigkeit gebunden. 

Ich mache Sie darauf aufmerksam, dass meine Anordnung sofort vollziehbar ist, da nach § 2a 

Abs. 6 StVG Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Anordnung zur Teilnahme an ei-

nem Aufbauseminar keine aufschiebende Wirkung haben. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

[…] 

Hinweis des LJPA: Vom Abdruck der ordnungsgemäßen Rechtsbehelfsbelehrung wird ab-

gesehen. 

 
Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag  

Förster
Förster
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Förster Anna 32.03 

 
Von:   Förster Anna 32.03 <a.foerster@braunschweig.de> 
Gesendet:           Mittwoch, 7. August 2024 11:17 
An:                         Ole Svensson <ole_svensson04@gmx.de> 
Betreff:                  Anordnung Aufbauseminar (Fristverlängerung) - 32.03 FS 22.4062.1                            
Priorität:  Hoch 

 
Sehr geehrter Herr Svensson,  
 
auf das soeben geführte Telefonat bestätige ich Ihnen auf Ihren Wunsch hin, dass die im Bescheid vom 
02. August 2024 gesetzte Frist zur Ableistung und zum Nachweis eines absolvierten Aufbauseminars 
für Fahranfänger ausnahmsweise wegen Ihrer persönlichen Situation (Betreuung der pflegebedürftigen 
Tante in Spanien) bis zum 22. November 2024 verlängert wird. Sollten Sie diese Frist nicht einhalten, 
bleibt es bei den im Bescheid angekündigten Konsequenzen.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
i. A. 
 
Anna Förster 
Stadt Braunschweig 
Der Oberbürgermeister 
Fachbereich Bürgerservice, Öffentliche Sicherheit 
Straßenverkehrsabteilung 
- Führerscheinstelle - 
Porschestraße 5 
38112 Braunschweig 
 
Tel. (0531) 470-74784 
Fax (0531) 470-7460 
a.foerster@braunschweig.de 

 
Informationen zur elektronischen Kommunikation mit der Stadt Braunschweig finden Sie unter ekomm 

 

 
Kennen Sie schon unser Online-Angebot ? 

 
Probieren Sie es einfach mal aus! - https://smex-ctp.trend-
micro.com:443/wis/clicktime/v1/query?url=https%3a%2f%2fser-
vice.braunschweig.de&umid=176881fa-3cb0-4b32-bd2a-
9dbd77d8272e&auth=ac2c4de4b5a73226f6607592b01718951dbf7b01-
8df8b8aa5cdd86cf676cecb2130c7c89f6ae692d 

Ihre Vorteile: Anträge online stellen | Unterlagen einreichen | Wartezeiten vermeiden 
  

https://www.bmi.bund.de/DE/themen/moderne-verwaltung/verwaltungsmodernisierung/onlinezugangsgesetz/onlinezugangsgesetz-node.html
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Böll Konrad 32.03 

 
Von:   Böll Konrad 32.03 <k.boell@braunschweig.de> 
Gesendet:           Montag, 13. Januar 2025 14:23 
An:                         Wunderwald Katharina 30.03 <k.wunderwald@braunschweig.de> 
Betreff:                  Stellungnahme Svensson 30.03-Wu/611/24; mein Zeichen 32.03 FS 22.4062.1                            

 
Hallo Frau Wunderwald, 

nach meiner Einschätzung kann das gerichtliche Vorgehen von Herrn Svensson keinen Erfolg haben. 
Es ist doch wohl nach dem unanfechtbaren Einstellungsbeschluss schon gar nicht mehr zulässig.  

Aber auch in der Sache sehe ich nicht, dass ich etwas falsch gemacht hätte. Herr Svensson hat einfach 
nicht rechtzeitig am Aufbauseminar teilgenommen. Die Bescheinigung könnten wir daher erst in einem 
Neuerteilungsverfahren berücksichtigen.  

Ich habe nochmal nachgesehen: Es ist richtig, dass die Teilnahmebescheinigung hier am 20.11.2024 
in den hiesigen Briefkasten eingeworfen wurde. Dies ergibt sich aus dem von der Poststelle aufgebrach-
ten Eingangsstempel. Aber selbst dann, wenn mir die Teilnahmebescheinigung am 20.11.2024 noch 
vor Bescheiderlass zur Kenntnis gelangt wäre, hätte die Entscheidung im Ergebnis nicht anders ausfal-
len können. Denn die von der ursprünglich zuständigen Sachbearbeiterin, Frau Förster, gewährte Frist-
verlängerung war rechtswidrig. Weder das StVG noch die FeV sieht eine solche Verlängerung vor, so-
dass die Frist ganz normal 3 Monate nach Zustellung der Anordnung abgelaufen war. Selbst wenn eine 
Fristverlängerung zulässig sein sollte, müsste diese doch genauso schriftlich erfolgen wie all unsere 
anderen Bescheide. Außerdem ist ja schon fraglich, worauf es hier überhaupt ankommen soll: das Te-
lefonat oder die E-Mail? 

Wieso Frau Förster die Frist überhaupt verlängert hat, ist mir unerklärlich. Ich kann sie derzeit aber auch 
nicht befragen, weil sie gerade erst entbunden hat und sich noch im Mutterschutz befindet. Das ist 
letztlich auch der Grund dafür, warum ausnahmsweise ich selbst den Bescheid vertretungsweise erlas-
sen habe. Denn Frau Förster war überraschend schon im November ausgefallen, sodass wir die Auf-
gaben von Frau Förster umverteilen mussten und auch ich einzelne Vorgänge übernommen habe. 

Die übrigen Einwände, die Herr Svensson vortragen lässt, sind ebenfalls haltlos. An die rechtskräftig 
gewordenen Feststellungen der Bußgeldstelle der Stadt Wolfsburg sind wir als Fahrerlaubnisbehörde 
gebunden. Maßgeblicher Zeitpunkt ist zudem derjenige des Verstoßes, der hier zweifellos noch inner-
halb der Probezeit lag. 

 
Viele Grüße aus der Porschestraße 
 
Konrad Böll, Abteilungsleiter 
Stadt Braunschweig 
Fachbereich Bürgerservice, Öffentliche Sicherheit 
Straßenverkehrsabteilung 
Porschestraße 5 
38112 Braunschweig 
 
Tel. (0531) 470-74789 
Fax (0531) 470-7460 
k.boell@braunschweig.de 

 
Informationen zur elektronischen Kommunikation mit der Stadt Braunschweig finden Sie unter ekomm 

 

 
Kennen Sie schon unser Online-Angebot ? 

 
Probieren Sie es einfach mal aus! - https://smex-ctp.trend-
micro.com:443/wis/clicktime/v1/query?url=https%3a%2f%2fser-
vice.braunschweig.de&umid=176881fa-3cb0-4b32-bd2a-
9dbd77d8272e&auth=ac2c4de4b5a73226f6607592b01718951dbf7b01-
8df8b8aa5cdd86cf676cecb2130c7c89f6ae692d 

Ihre Vorteile: Anträge online stellen | Unterlagen einreichen | Wartezeiten vermeiden  

https://www.bmi.bund.de/DE/themen/moderne-verwaltung/verwaltungsmodernisierung/onlinezugangsgesetz/onlinezugangsgesetz-node.html
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Vermerk für die Bearbeitung 

 

1. Sie sind Rechtsreferendar Höftmann und haben den Arbeitsauftrag der Justiziarin Wun-

derwald zu erfüllen. Es ist in jedem Fall – ggf. hilfsgutachterlich oder ergänzend – auf 

sämtliche im Sachverhalt aufgeworfenen Rechtsfragen einzugehen. 

2. Bearbeitungszeitpunkt ist der 14.01.2025. 

3. Die Formalien (Zustellungen, Unterschriften, Vollmachten usw.) sind in Ordnung, so-

weit diese im Sachverhalt nicht ausdrücklich problematisiert werden.  

4. Es ist davon auszugehen, dass die vorgetragenen Tatsachen zutreffend sind, soweit 

sich nicht aus dem Sachverhalt etwas anderes ergibt. Falls eine weitere Sachver-

haltsaufklärung für erforderlich gehalten wird, ist davon auszugehen, dass weitere In-

formationen nicht erlangt werden konnten. 

5. Sollte eine Frage für beweiserheblich gehalten werden, so ist eine Prognose zu der 

Beweislage (z. B. Beweislast, Qualität der Beweismittel) zu erstellen. 

6. Soweit erwähnte Dokumente und Unterlagen nicht oder nicht vollständig abgedruckt 

wurden und nicht in sonstiger Weise inhaltlich wiedergegeben sind, sind diese Unter-

lagen bzw. ihre nicht abgedruckten oder nicht wiedergegebenen Teile für die Bearbei-

tung ohne Bedeutung, wenn die Auslassungen nicht ausdrücklich zu Prüfungszwecken 

erfolgen; soweit der Inhalt nicht abgedruckter Unterlagen wiedergegeben wird, ist da-

von auszugehen, dass sie den angegebenen Inhalt haben und sich aus ihnen darüber 

hinaus keine weiteren für die Fallbearbeitung relevanten Informationen ergeben. 

7. Auf die §§ 2a, 2b, 3, 28, 28a des Straßenverkehrsgesetzes (StVG), § 3 der Straßen-

verkehrsordnung (StVO) sowie die §§ 34, 47 Abs. 1 der Verordnung über die Zulassung 

von Personen zum Straßenverkehr (Fahrerlaubnis-Verordnung - FeV) und deren An-

lage 12 (insbesondere A. Nr. 2.1) wird hingewiesen. Das Straßenverkehrsgesetz ist in 

der Loseblattsammlung „Habersack, Deutsche Gesetze“ unter der Ordnungsziffer 35 

und die Straßenverkehrsordnung unter der Ordnungsziffer 35a abgedruckt; die Fahrer-

laubnis-Verordnung ist in der Loseblattsammlung „Habersack, Deutsche Gesetze, Er-

gänzungsband“ unter der Ordnungsziffer 35d abgedruckt. Auf weitere Vorschriften aus 

dem StVG, der StVO oder der FeV kommt es für die Bearbeitung des Falles nicht an. 

8. Es ist davon auszugehen, dass  

• sich aus dem bereits an das Verwaltungsgericht Braunschweig übersandten 

Verwaltungsvorgang der Straßenverkehrsabteilung keine weiteren für die Bear-

beitung relevanten Informationen ergeben,  

• die Stadt Braunschweig als zuständige Behörde gehandelt hat und 

• dass es sich bei einem Verstoß gegen die Geschwindigkeitsbegrenzung inner-

halb geschlossener Ortschaften um eine Ordnungswidrigkeit im Sinne des § 28 

Abs. 3 Nr. 3a) Hs. 1 StVG (d. h. also um eine Ordnungswidrigkeit nach den § 24 

Absatz 1, § 24a oder § 24c StVG, soweit sie in der Rechtsverordnung nach § 6 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 bezeichnet ist) handelt 
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Anhang: Kalenderauszug 2024/2025 

April 2024 

  Mo  Di  Mi  Do  Fr  Sa  So  

14 1 2 3 4 5 6 7 

15 8 9 10 11 12 13 14 

16 15 16 17 18 19 20 21 

17 22 23 24 25 26 27 28 

18 29 30      

        
 

Mai 2024 

  Mo  Di  Mi  Do  Fr  Sa  So  

18   1 2 3 4 5 

19 6 7 8 9 10 11 12 

20 13 14 15 16 17 18 19 

21 20 21 22 23 24 25 26 

22 27 28 29 30 31   

         
 

Juni 2024 

  Mo  Di  Mi  Do  Fr  Sa  So  

22      1 2 

23 3 4 5 6 7 8 9 

24 10 11 12 13 14 15 16 

25 17 18 19 20 21 22 23 

26 24 25 26 27 28 29 30 

         
 

Juli 2024 

  Mo  Di  Mi  Do  Fr  Sa  So  

27 1 2 3 4 5 6 7 

28 8 9 10 11 12 13 14 

29 15 16 17 18 19 20 21 

30 22 23 24 25 26 27 28 

31 29 30 31     

        
 

August 2024 

  Mo  Di  Mi  Do  Fr  Sa  So  

31    1 2 3 4 

32 5 6 7 8 9 10 11 

33 12 13 14 15 16 17 18 

34 19 20 21 22 23 24 25 

35 26 27 28 29 30 31  

        
 

September 2024 

  Mo  Di  Mi  Do  Fr  Sa  So  

35       1 

36 2 3 4 5 6 7 8 

37 9 10 11 12 13 14 15 

38 16 17 18 19 20 21 22 

39 23 24 25 26 27 28 29 

40 30       
 

Oktober 2024 

  Mo  Di  Mi  Do  Fr  Sa  So  

40  1 2 3 4 5 6 

41 7 8 9 10 11 12 13 

42 14 15 16 17 18 19 20 

43 21 22 23 24 25 26 27 

44 28 29 30 31    

         
 

November 2024 

  Mo  Di  Mi  Do  Fr  Sa  So  

44     1 2 3 

45 4 5 6 7 8 9 10 

46 11 12 13 14 15 16 17 

47 18 19 20 21 22 23 24 

48 25 26 27 28 29 30  

        
 

Dezember 2024 

  Mo  Di  Mi  Do  Fr  Sa  So  

48       1 

49 2 3 4 5 6 7 8 

50 9 10 11 12 13 14 15 

51 16 17 18 19 20 21 22 

52 23 24 25 26 27 28 29 

  1 30 31      
 

Januar 2025 

  Mo  Di  Mi  Do  Fr  Sa  So  

  1   1 2 3 4 5 

  2 6 7 8 9 10 11 12 

  3 13 14 15 16 17 18 19 

  4 20 21 22 23 24 25 26 

  5 27 28 29 30 31   

         
 

Februar 2025 

  Mo  Di  Mi  Do  Fr  Sa  So  

  5      1 2 

  6 3 4 5 6 7 8 9 

  7 10 11 12 13 14 15 16 

  8 17 18 19 20 21 22 23 

  9 24 25 26 27 28   

         
 

März 2025 

  Mo  Di  Mi  Do  Fr  Sa  So  

  9      1 2 

10 3 4 5 6 7 8 9 

11 10 11 12 13 14 15 16 

12 17 18 19 20 21 22 23 

13 24 25 26 27 28 29 30 

14 31       
 

 

Feiertage in Niedersachsen im Zeitraum April 2024 - März 2025 

 
01.04.24   Ostermontag 01.05.24   Tag der Arbeit 09.05.24   Christi Himmelfahrt 
20.05.24   Pfingstmontag 03.10.24   Tag der Dt. Einheit 31.10.24   Reformationstag 
25.12.24   1. Weihnachtstag 26.12.24   2. Weihnachtstag 
01.01.25   Neujahr 


